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Berlin, 18. August 2023 

 
Kernbotschaften der Studie 
 

 Zwischen 2010 und 2021 stieg der Anteil von Kindern, die von Einkommensarmut betroffen 

sind, von 18,2% auf 20,8 %. Der Bevölkerungsdurchschnitt lag 2021 bei 16,6 %. 

 Schon vor dem sprunghaften Anstieg der Inflation war mehr als jedes fünfte Kind in 

Deutschland gefährdet, aktuell ist nach den Daten des Statistischen Bundesamtes knapp 

jedes vierte Kind von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht1.  

 In zwei Dritteln der EU-Staaten ist der Anteil der armutsgefährdeten Kinder geringer als in 

Deutschland.2  

 Knapp 2 Mio. (1,9 Mio.) Kinder unter 18 Jahren leben nach der Statistik der Bundesagentur 

für Arbeit in Bedarfsgemeinschaften mit Bürgergeld-Bezug, davon mehr als die Hälfte in 

Haushalten von Alleinerziehenden (zu 95 Prozent Frauen)3. 

 Bei der Diskussion um die Kindergrundsicherung dürfen nicht nur die Kosten für den 

Bundeshaushalt Maßstab sein. Vielmehr müssen auch die insgesamt mit Kinderarmut 

verbundenen gesamtgesellschaftlichen Kosten und die finanzielle Belastung für den Staat 

durch die entsprechende Inanspruchnahme staatlicher Unterstützung berücksichtigt werden. 

 Insbesondere lassen sich zwei Folgekosten von Kinderarmut feststellen: Erstens erhöhte 

öffentliche Ausgaben für Gesundheitsversorgung sowie höhere Auszahlungen in den 

Sozialversicherungssystemen; zweitens ist der Wert der entgangenen wirtschaftlichen 

Aktivität und der geringeren Produktivität ein wichtiger Faktor. 

 Die in der DIW-Studie herausgestellten Zusammenhänge zwischen Kinderarmut und ihren 

Auswirkungen auf Gesundheit, Bildung und soziale Teilhabe lassen darauf schließen, dass 

die Kosten für den Staat in den sozialen Sicherungssystemen erheblich sind. 

                                                
1 https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2023/07/PD23_N045_63.html 

2 Ebd. 

3 https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/Statistiken/Themen-im-Fokus/Familien-Kinder/Familien-und-

Kinder-Nav.html 
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 Eine aktuelle OECD-Studie schätzt die gesellschaftlichen Gesamtkosten durch vergangene 

und aktuelle Kinderarmut in Deutschland auf jährlich etwa 3,4 Prozent des BIP, dies sind über 

100 Milliarden Euro.4  

 Investitionen in Kinder zahlen sich langfristig aus und führen zu erheblichen Einsparungen bei 

den sonst entstehenden gesellschaftlichen Folgekosten. 

 Durch gezielte Investitionen in die Gesundheitsversorgung, Bildung und soziale Unterstützung 

von Kindern können langfristige Vorteile erzielt werden. Gesunde und gut ausgebildete Kinder 

haben deutlich bessere Chancen auf ein selbstbestimmtes Leben mit höherem Einkommen 

und einer geringeren Abhängigkeit von staatlicher Unterstützung. 

 Die DIW-Kurzexpertise zeigt, dass die geltenden familien- und sozialpolitischen Regelungen 

ein massives soziales Ungleichgewicht haben. Kinderarmut kann nur dann wirksam bekämpft 

und verhindert werden, wenn die Kindergrundsicherung entsprechend ausgestattet wird und 

existenzsichernd ist. 

 In der DIW-Studie werden verschiedene Szenarien der Kindergrundsicherung auf ihre 

Einkommenseffekte untersucht. Von der Einführung einer Kindergrundsicherung profitieren 

die besonders von Armut betroffenen Alleinerziehendenhaushalte und Paare mit mindestens 

drei Kindern am stärksten – dabei umso mehr, je stärker der Fokus auf einer Erhöhung des 

Existenzminimums liegt und nicht nur auf einer reinen Verwaltungsvereinfachung. 

 

                                                
4 Clarke, C., Bonnet, J., Flores, M., & Thévenon, O. (2022). The economic costs of childhood socio economic 

disadvantage in European OECD countries. OECD Papers on Well-being and Inequalitites (No. 9). 

 


